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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. August 1969 

III/l — 68070 — E — Zu 5/1/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25, März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation 
für Zucker. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europischen Gemeinschaften vom 28. Juli 1969 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buckdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfack 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
über die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Anwendung des dem Vertrag beigefügten 
Protokolls über die Waren aus bestimmten Ur- 
sprungs- und Herkunftsländern, für die bei der Ein- 
fuhr in einen Mitgliedstaat eine Sonderregelung 
gilt, konnte eine 'bestimmte Zuckermenge aus Suri- 
nam seit mehreren Jahren zollfrei in die Nieder- 
lande eingeführt werden. 

Durch die Einführung der Regelung für den Han- 
del mit dritten Ländern mit Verordnung Nr. 1009/67/ 
EWG des Rates vom 18. Dezember 1967 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Zucker^), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./ 
... 2), besteht die Gefahr einer Störung dieses 
Handelsstroms. Dem Königreich der Niederlande ist 
daher die abschöpfungsfreie Einfuhr einer bestimm- 
ten Zuckermenge mit Ursprung und Herkunft aus 
Surinam zu gestatten. 

Die abschöpfungsfreie Zuckereinfuhr aus Surinam 
erhöht die finanzielle Verantwortlichkeit der Ge- 
meinschaft; diese Auswirkung ist in einem bestimm- 
ten Maße durch eine Verringerung der Grundmenge 
der Niederlande auszugleichen, die vollständige 
Preis- und Absatzgarantie genießt. 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom S. . . . 


Diese Maßnahmen sind auf den Zeitraum zu be- 
schränken, in dem die Bestimmungen von Titel III 
der Verordnung Nr. 1009/67/EWG anwendbar 
sind — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 14 Paragraph 1 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG wird folgender Absatz hinzugefügt: 

„Diese Abschöpfung wird jedoch bis zum Zucker- 
wirtschaftsjahr 1974/75 bei der Einfuhr von Zucker 
mit Herkunft und Ursprung aus Surinam durch die 
Niederlande bis zu einer Menge von 8000 Tonnen pro 
Zuckerwirtschaftsjahr nicht erhoben, wenn sicher- 
gestellt ist, daß dieser Zucker auf dem Binnenmarkt 
nicht zu einem Preise abgesetzt werden kann, der 
in Anbetracht der besonderen Merkmale des ein- 
geführten Zuckers unterhalb des Interventions- 
preises für Weißzucker liegt." 

Artikel 2 

Die in Artikel 23 Paragraph 1 Absatz 2 der Ver- 
ordnung Nr. 1009/67/EWG genannte Zahl „550 000" 
für die Grundmenge für die Niederlande wird er- 
setzt durch die Zahl „546 000". 

Artikel 3 

Unbeschadet der Neufestsetzung der Grund- 
quoten infolge der Änderung der Grundmenge für 
die Niederlande ist diese Verordnung vom Zucker- 
wirtschaftsjahr 1970/71 an anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Seit 1948 ist Suriam im Rahmen von Benelux 
ein Tarifkontingent zur zollfreien Ausfuhr von 
8000 Tonnen Zucker gewährt worden. Surinam hat 
auf dieser Basis in die Niederlande eine steigende 
Zuckermenge zum Binnenmarktpreis exportieren 
können, die in den letzten Jahren an die Höchst- 
menge von 8000 Tonnen herangekommen ist. 

2. Dieser Vorteil ist Suriam nach Inkrafttreten des 
Rom-Vertrages aufgrund des dem Vertrag beige- 
fügten Protokolls „über die Waren aus bestimmten 
Ursprungs- und Herkunftsländern, für die bei der 
Einfuhr in einen Mitgliedstaat eine Sonderregelung 
gilt", erhalten geblieben. Das Protokoll bestimmt, 
daß die Anwendung des Vertrages keine Änderung 
der Zollregelung für die Einfuhr nach den Benelux- 
ländern von Waren, deren Ursprungs- und Her- 
kunftsland unter anderem Surinam ist, erfordert. 

3. Durch die Einführung der Regelung für den 
Handel mit dritten Ländern in der gemeinsamen 
Marktordnung für Zucker sind die Bestimmungen 
dieses Protokolls unanwendbar geworden. Durch 
die Erhebung der mit dieser Marktordnung vor- 
gesehenen Abschöpfung auf die Zuckereinfuhren mit 
Ursprung in Surinam besteht die Gefahr einer Stö- 
rung des traditionellen Handelsstromes, es sei 
denn, daß besondere Maßnahmen ergriffen werden. 

4. Auch in Anbetracht der Diskussionen im Rat 
anläßlich der Ausarbeitung der gemeinsamen 
Zuckerregelung über die sich durch die Einfuhr von 
Zucker mit Herkunft aus Surinam ergebenden Pro- 
bleme hat die Kommission mehrere Vorschläge zur 
Lösung dieses Problems im Rahmen der „Berück- 
sichtigung der Interessen" der AASM und ÜLG vor- 
gelegt. Diese Vorschläge sind jedoch auf Hinder- 


nisse verschiedener Art gestoßen, und bis jetzt hat 
dieses Problem noch keine Lösung finden können. 

5. Der nachstehende Vorschlag bringt eine ad hoc- 
Lösung für Zucker aus Surinam für die Zeit bis zum 
30. Juni 1975 durch Änderung der Verordnung 
Nr. 1009 über die gemeinsame Marktordnung für 
Zucker. Er sieht insbesondere eine Abänderung von 
Artikel 14 dieser Verordnung vor, um eine ab- 
schöpfungsfreie Einfuhr von Zucker aus Surinam 
in die Niederlande zu ermöglichen. Um zu ver- 
meiden, daß der eingeführte Zucker das Marktpreis- 
niveau beeinflußt, ist die Möglichkeit der äb- 
schöpfungsfreien Einfuhr an die Bedingung ge- 
knüpft, daß der Einfuhrpreis nicht unter dem Inter- 
ventionspreis liegt. 

6. Die Nichtanwendung der Abschöpfungsregelung 
auf Zucker aus Surinam hat für die Gemeinschaft 
finanzielle Auswirkungen. Um die finanziellen 
Lasten zu begrenzen, erscheint es angezeigt, gleich- 
zeitig die in Artikel 23 Paragraph 1 der Verordnung 
Nr. 1009 genannte Grundmenge für die Niederlande 
zu verringern. Die Kommission schlägt vor, daß 
diese Verringerung gleich der Hälfte der aus Suri- 
nam abschöpfungsfrei eingeführten Zuckermenge ist. 

7. Die vorgeschlagene Verordnung wird erst vom 
Zuckerwirtschaftsjahr 1970/71 an angewandt werden 
können, da eine Revision der Grundmenge für das 
laufende Wirtschaftsjahr nicht mehr möglich ist. Da 
andererseits die Bestimmungen über die nationalen 
Grundmengen am 1. Juli 1975 außer Kraft treten, 
kann die vorgeschlagene Lösung nur bis zum Ende 
des Zuckerwirtschaftsjahres 1974/75 wirksam wer- 
den. Dieser Zeitpunkt stimmt übrigens ungefähr um 
einige Monate mit dem Ablaufsdatum der Entschei- 
dung Über die Assoziierung der überseeischen 
Länder und Gebiete mit der Gemeinschaft überein. 
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